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Die 7. Transferwerkstatt der Bundestransferstelle 
Stadtumbau West fand im Auftrag des Bundesmi-
nisteriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
(BMVBS) und des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung (BBSR) im BBR am 19. Juli in 
Würzburg zum Thema „Militärische Konversion 
im Stadtumbau West“ statt. Veranstaltungsort war 
eine Turnhalle auf dem Areal der ehemaligen US-
Kaserne „Leighton Barracks“, das heute teilweise 
von der Universität Würzburg genutzt wird. Ziel der 
Veranstaltung war es herauszufinden, vor welche 
Herausforderungen der Abzug von Militärs gerade Kommunen in strukturschwachen Räumen stellt, 
welche Zwischen- und Nachnutzungsoptionen es für ehemalige Militärstandorte in integrierten bzw. 
nicht-integrierten Lagen gibt, welche Hindernisse dabei Altlasten und Kampfmittel darstellen und wel-
che organisatorischen, konzeptionellen und rechtlichen Instrumente beim Umgang mit militärischen 
Konversionen sinnvoll sind.  
Die Veranstaltung gliederte sich in vier Phasen: Nach zwei einführenden Vorträgen, die eine Annähe-
rung an das Veranstaltungsthema aus Sicht des Bundes und des gastgebenden Landes Bayern er-
laubten, folgten drei Themenblöcke, in denen den eingangs aufgeworfenen Fragen (Zwischen- und 
Nachnutzungsoptionen, Altlasten sowie Organisation, Konzepte und Instrumente) nachgegangen 
wurde. Jeweils zwei kommunale Vertreter bzw. Sanierungsträger stellten die Konversionsmaßnahmen 
in ihren Städten kurz vor, ehe sie daran anschließend in moderierten Gesprächen, an denen auch 
Vertreter der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) teilnahmen, weitere Fragen vertieft be-
antworteten. Zum Abschluss erfolgte eine zusammenfassende Bewertung der Veranstaltung. 
 
Begrüßung 
Für das Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung begrüßte Manfred Hilgen die
Teilnehmer in Würzburg. Er wies auf die aktuelle 
Bedeutung des Themas Konversionen hin und be-
tonte die Leistungen, die das Bund-Länder-Pro-
gramm Stadtumbau West bei der Bewältigung der 
Herausforderungen in vielen Kommunen bereits 
geleistet habe. Zudem bedankte sich Herr Hilgen 
für die Unterstützung der Stadt Würzburg, die die 
Veranstaltung an diesem authentischen Ort erst er-
möglicht habe. Abschließend wies er auf ein aktu-

 

elles Vorhaben des Bundes hin, in dessen Rahmen unter Begleitung der Interministeriellen Arbeits-
gruppe Konversion (IMAG) bis Mitte 2013 ein Handbuch / Ratgeber für Kommunen zum Thema militä-
rische Konversion erarbeitet werden soll. 
Im Namen des gastgebenden Landes Bayern hieß Christine Schweiger von der Obersten Baube-
hörde im Bayerischen Staatsministerium des Innern die Teilnehmer der Veranstaltung in Würzburg 
willkommen. Sie verlieh ihrer Freude Ausdruck, dass die Veranstaltung in Bayern stattfinden konnte, 
da das Land in der Vergangenheit und auch in Zukunft stark von der Aufgabe militärischer Nutzungen 
betroffen gewesen sei und weiter sein wird. Auch Frau Schweiger verwies auf die Erfolge des Pro-
gramms Stadtumbau West bei der Bewältigung der daraus resultierenden Herausforderungen für viele 
bayerische Kommunen.  
Für die gastgebende Stadt Würzburg sprach Stadtbaurat Prof. Christian Baumgart ein Grußwort und 
bedankte sich für die Entscheidung, diese Stadtumbau West-Transferwerkstatt in Würzburg auszu-
richten. Er riss kurz die Entwicklung des Veranstaltungsortes an und betonte, dass die Konversions-
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maßnahme „Leighton Barracks“ u. a. auch Dank des Programms Stadtumbau West sehr schnell vo-
ranschreite. 
Für die Bundestransferstelle Stadtumbau West begrüßte Felix Matthes die Teilnehmer. Er bedankte 
sich für das außergewöhnlich große Interesse an der mit 100 Teilnehmern sehr gut besuchten Veran-
staltung. Weiter führte Herr Matthes in das Veranstaltungsprogramm ein und äußerte die Hoffnung auf 
rege und offene Gesprächs- und Diskussionsbeiträge. 
 
Den inhaltlichen Einstieg ins Thema übernahm Evi 
Goderbauer, Projektleiterin für Stadtumbau West
im Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumfor-
schung (BBSR) im BBR. Zunächst gab sie einen
umfassenden Überblick über die 36 Konversions-
vorhaben, die derzeit als Maßnahmen im Pro-
gramm Stadtumbau West geführt werden. Alleine
14 davon befänden sich in Bayern, womit die hohe 
Bedeutung des Themas im bayerischen Stadtum-
bau-Programm eine Bestätigung erfuhr, gefolgt von 
Niedersachsen (7) und Baden-Württemberg (5).

 

 

 

 
Entsprechend der Vielzahl bayerischer Vorhaben handele es sich bei vielen Maßnahmen um ehema-
lige US-Standorte, allerdings seien ehemalige Bundeswehrstandorte mit mehr als 50% noch stärker 
vertreten. Darüber hinaus ergebe sich aus den Zahlen der Städtebauförderungsdatenbank des Bun-
des ein eher heterogenes Bild bei militärischen Konversionen: Die stadträumliche Lage (41% innen-
stadtnah, 31% Stadtrand, 11% Innenstadt) variiere ebenso wie zum Beispiel die Laufzeiten der Maß-
nahmen (von zwei bis 24 Jahre). Frau Goderbauer fuhr fort mit einem Überblick über die Auswirkun-
gen der aktuellen Bundeswehrstrukturreform, die sich in erster Linie auf die alten Bundesländer aus-
wirke, wo die meisten Standorte und Liegenschaften aufgegeben werden sollen. Am stärksten sei 
Schleswig-Holstein von Standortschließungen betroffen (9), gefolgt von Rheinland-Pfalz (5) und Ba-
den-Württemberg (4); die meisten Liegenschaften würden in Nordrhein-Westfalen aufgegeben (25). 
Die liegenschaftsbezogene Umsetzung der Reform solle schwerpunktmäßig ab 2014 mit der Schlie-
ßung von über 60 Liegenschaften beginnen und bis 2019/20 sukzessive fortgeführt werden. Frau Go-
derbauer nahm auch eine regionalstrukturelle Einordnung der Dienstpostenreduzierung vor und kons-
tatierte, dass die meisten Posten in Kleinstädten reduziert werden sollen und dass viele schrumpfende 
Klein- und Mittelstädte sowie Landgemeinden von den Folgen der Reform am stärksten betroffen sein 
werden. Abschließend stellte Frau Goderbauer die Ziele des neuen ExWoSt-Projektes „Bewältigung 
struktureller Leerstandsprobleme aufgrund militärischer Konversion“ vor, in dem auf Grundlage einer 
bundesweiten Recherche Fallstudien abgeschlossener und laufender Projekte sowie darauf aufbau-
end ein Ratgeber erstellt werden sollen. 
 
Christine Schweiger von der Obersten Baube-
hörde im Bayerischen Staatsministerium des Innern 
konkretisierte anschließend die Auswirkungen der 
Bundeswehrreform auf das Land Bayern, das da-
durch fast 20.000 Dienstposten verlieren würde und 
zusätzlich auch noch von der Aufgabe zweier wei-
terer US-Kasernen 2014 betroffen sei. Die Haupt-
last trügen ländliche Räume, zwar auch in struktur-
starken Regionen Oberbayerns und Teilen Schwa-
bens, stärker aber seien Standorte in schrumpfen-
den Regionen wie Mittel- und Unterfranken von den 
geplanten Truppenreduzierungen betroffen. Frau Schweiger blickte anschließend auf die Konversi-
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onsvorhaben im Kontext des Programms Stadtumbau West zurück: Bereits im Zuge des ExWoSt-For-
schungsfeldes (2002 bis 2007) war das unterfränkische Wildflecken die einzige Pilotkommune, die die 
Bewältigung der Herausforderungen durch militärische Konversion erprobt habe. Seit dem Start des 
Bund-Länder-Programms Stadtumbau West 2004 seien in Bayern allein im Handlungsfeld Militärkon-
version 20 Mio. Euro Bundes- und Landesmittel eingesetzt worden. Profitiert hätten davon insgesamt 
zwölf Städte und Gemeinden, vorwiegend im ländlichen Raum. In Augsburg seien gleich drei ehema-
lige Kasernenstandorte im Förderprogramm. Ziel des Landes Bayern sei das Ermöglichen qualifizier-
ter städtebaulicher Konversionsprozesse in den von Truppen- oder Dienstpostenreduzierung betroffe-
nen Kommunen. Dabei seien insbesondere Aspekte des Flächenmanagements, der Bündelung von 
Aktivitäten und städtebaulichen (Rechts-)Instrumenten, der Schaffung von Investitionsanreizen für Pri-
vate, der Bürgerbeteiligung, der interkommunalen Kooperationen, der Energiewende sowie demo-
grafische Aspekte zu beachten, die zusammen ein großes Paket an Herausforderungen aber auch 
Chancen für die Kommunen darstellten. Neben den Fördermitteln aus Stadtumbau West habe das 
Land weitere Aktivitäten entfaltet wie: 

 die Einrichtung von Arbeits- und Projektgruppen auf Landes-, Bezirks- und Kommunalebene, 

 die Bereitstellung von Sondermitteln 2012 für die konzeptionelle Vorbereitung im Rahmen der 
Städtebauförderung sowie Regionalmanagement und regionale Wirtschaftsförderung und  

 eine in Vorbereitung befindliche Arbeitshilfe „Militärkonversion“ in Zusammenarbeit mit dem 
Bayerischen Städtetag und dem Bayerischen Gemeindetag. 

Frau Schweiger schloss ihren Beitrag mit Forderungen an den Bund, u. a. die Aufstockung von Städ-
tebauförderungsmitteln als Konversionsprogramm oder die günstigere Abgabe von Liegenschaften an 
die Kommunen und die Schaffung eines Erstzugriffsrechts. 
 
Im Anschluss an die beiden Einführungsvorträge folgte der erste Themenblock mit zwei kurzen Im-
pulsreferaten und anschließender Diskussion zu Fragen der Nach- und Zwischennutzung militä-
rischer Liegenschaften in integrierten bzw. nicht-integrierten Lagen anhand der Beispiele Bad 
Kreuznach (Rheinland-Pfalz) und Fürstenau (Niedersachsen).  
 
Den Anfang machte Jürgen Katz, Geschäftsführer der Bad Kreuz-
nacher Entwicklungsgesellschaft (BKEG), die als Treuhänderin für 
die Stadt Bad Kreuznach (ca. 44.000 Einwohner) den Konversions-
prozess auf vier ehemaligen US-Militärstandorten und einem Frei-
zeitgelände betreut. Herr Katz veranschaulichte, dass die vier 
Standorte, die alle 2001 von den Amerikanern aufgegeben wurden, 
städtebaulich integriert seien, wobei sich zwei Areale eher in Stadt-
randlage befänden. Insgesamt habe Bad Kreuznach durch den Ab-
zug der US-Streitkräfte auf einen Schlag 8.000 Soldaten und 1.200 
Beschäftige in der Zivilverwaltung verloren, die zuvor für einen jähr-
lichen Umsatz von umgerechnet 60 Mio. Euro gesorgt hätten. Der 
Abzug fiel in eine Phase, in der wenig Bewegung am Immobilien-
markt geherrscht habe, so dass die Entwicklung der rund 600 Be-
standswohnungen und der insgesamt knapp 50 ha Konversionsflä-
chen auf einen langen Zeitraum hätten angelegt werden müssen. 
Außerdem sei es notwendig gewesen, die einzelnen Areale so zu 
entwickeln, dass sie – auch angelehnt an die unterschiedlichen Standortqualitäten – unterschiedliche 
Marktsegmente bedienen und unterschiedliche Profile entwickeln konnten: 

 den „Gewerbepark General Rose“ als Handel- und Dienstleistungsstandort in zentraler, integ-
rierter Lage, 

 das Wohngebiet „Rheingrafenblick“ für hochpreisiges Wohnen in bester Lage, 

 das „Musikerviertel“ mit Einzel- und Reihenhäusern im erschwinglichen Preissegment sowie  
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 das Quartier „Rheingaublick“, das günstigen Wohnraum in sanierten Bestandsgebäuden biete. 
2006 sei die Gründung der BKEG mit drei Gesellschaftern (LBBW, Bad Kreuznacher Beteiligungsge-
sellschaft und Sparkasse Rhein-Nahe) erfolgt und kurz darauf habe die BImA nach intensiven Ver-
handlungen alle Flächen an die BKEG verkauft. Zuvor sei ein städtebaulicher Vertrag erarbeitet und 
ein Förderbescheid durch das Land bewilligt worden. Die Vermarktung der neuen Flächen sei bereits 
von Beginn an besser als erwartet gelaufen und habe durch die gestiegene Immobiliennachfrage wei-
ter angezogen, so dass die zwei Wohngebiete im niedrigeren Preissegment fast vollständig ver-
marktet seien. Die Entwicklung des „Rheingrafenblicks“ begann erst 2011, ein Jahr später waren be-
reits 61% der Flächen verkauft oder reserviert. Allein die Nachfrage nach Gewerbegrundstücken kön-
ne besser laufen. Bad Kreuznach sei in der jüngeren Vergangenheit nach Jahren der leichten 
Schrumpfung erstmals wieder gewachsen. Herr Katz führte diesen Erfolg auch unmittelbar auf das 
neue, differenzierte Wohnangebot in der Stadt zurück. 
 
Einen Konversionsstandort mit gänzlich anderem Charakter stellte 
Peter Selter, Stadtdirektor der Stadt und Samtgemeinde Fürstenau 
(knapp 10.000 Einwohner), vor. Im nördlich von Osnabrück im länd-
lichen Raum gelegenen Fürstenau war 1958 die Pommern-Kaserne 
errichtet und ein knapp 300 ha großer Standortübungsplatz ange-
legt worden. 2004 habe die Bundeswehr entschieden, den Standort 
Fürstenau aufzugeben, der Abzug der Truppe sei drei Jahre später 
erfolgt. Die Suche nach einer Nachnutzung für das Kasernenareal 
sei aufgrund der peripheren Lage und der schwachen Nachfrage 
äußerst schwierig gewesen. 2006 habe die BImA erklärt, dass der 
Standort kein Entwicklungspotenzial habe. Zusätzlich habe der zu 
erwartende Aufwand der Altlasten- und Kampfmittelbeseitigung, der 
in einem Gutachten auf rund 2,5 Mio. Euro geschätzt wurde, die 
Verwertungsperspektiven der Areale geschmälert. Fürstenau habe 
sich also seinerzeit vor der Herausforderung befunden, Arbeits-
platz- und Umsatzverluste in erheblichem Umfang verkraften zu 
müssen und etwa 5% der Stadtfläche ohne Entwicklungsperspektiven als „Weißen Fleck“ in der Pla-
nung zu haben. Geändert habe sich die Perspektive für die Konversionsflächen, als drei niederländi-
sche Investoren eher beiläufig auf die Flächen des Standortübungsplatzes aufmerksam geworden 
seien. 2008 hätten diese Investoren das Gesamtareal erworben und entwickelten dort nun den Frei-
zeit- und Ferienpark „Fursten Forest“: Besucher könnten im ehemaligen Standortübungsplatz heute 
mit großen Geländewagen und sogar Panzern Offroad-Fahrten unternehmen, auf dem Kasernenge-
lände würden zugehörige touristische Infrastrukturen wie Übernachtungsmöglichkeiten geschaffen. 
Herr Selter betonte abschließend verschiedene Hürden bei der Umsetzung des Vorhabens, wie bei-
spielsweise die mangelnde Offenlegung von Kampfmittelvorkommen, die Schwierigkeit für die Stadt, 
ihre Eigenmittel aufzubringen, oder Probleme mit dem Gebietszuschnitt (allein das ehemalige Kaser-
nenareal ist Fördergebiet).  
 
Das anschließende Gespräch mit Herrn Katz und Herrn Selter unter Einbindung des Publikums 
wurde von Martin Karsten und Felix Matthes (Bundestransferstelle Stadtumbau West) gemeinsam 
moderiert. Die wesentlichen Aspekte der Diskussion waren: 

 Entwicklungsperspektiven sind für alle Flächen immer abhängig von Standortqualitäten sowie 
individuellen, marktgerechten und Profil bildenden Nachnutzungen. Die im Vorfeld einer Ent-
wicklungsmaßnahme oft vorgenommene Klassifizierung von Flächen nach ihrer Verwertbar-
keit (A = Selbstläufer, B = Flächen mit Entwicklungspotenzial, C = Reserveflächen) kann sich 
daher auch durchaus entgegen den Erwartungen verändern, wenn – wie in Fürstenau – be-
sondere Projekte oder Nischenprodukte entwickelt werden. 

 
Transferwerkstatt: Militärische Konversion im Stadtumbau West: Dokumentation 

 

4



 Grundsätzlich sind Flächen in integrierten Lagen jedoch einfacher und schneller zu entwickeln 
als in peripheren Lagen, in stärker nachgefragten Regionen eher als in schrumpfenden. 

 Die Flächen in Bad Kreuznach wiesen zwar eine vergleichsweise gute Entwicklungsperspek-
tive auf, ihre erfolgreiche Vermarktung ist aber insbesondere auf die differenzierte sowie ana-
lyse- und konzeptbasierte Angebotsentwicklung zurückzuführen. 

 Zufällige Begegnungen und Kontakte oder besondere Investitionsideen können wie in Fürste-
nau für die Entwicklung von Nachnutzungen maßgeblich sein. 

 Die Öffentlichkeitsbeteiligung ist unverzichtbarer Bestandteil solch umfänglicher Konversions-
maßnahmen, insbesondere dort, wo das
Interesse der Menschen als Nachnutzer
(Wohnen oder Gewerbe) geweckt werden
soll. 

 Der Erfolg von Konversionen hängt nicht
zuletzt auch mit der Anwendung von För-
derprogrammen und dem Zusammenspiel
der Kommune mit dem Land zusammen. In 
Bad Kreuznach wurden neben Stadtumbau-
Mitteln auch Landesmittel eingesetzt, u. a.
zur Sanierung der Bestandsgebäude im
„Rheingaublick“. 

 
 
 

 

 

 
 

 
Nach einer Mittagspause folgte der zweite Themenblock mit zwei Impulsvorträgen aus Lauda-Königs-
hofen (Baden-Württemberg) und Leipheim bzw. dem Zweckverband Interkommunales Gewerbegebiet 
Landkreis Günzburg (Bayern) zum Thema Altlastenproblematik bei militärischen Konversionsflä-
chen.  
 
Zunächst vermittelte Tobias Blessing, Leiter des 
Stadtbauamtes der Stadt Lauda-Königshofen (et-
wa 14.500 Einwohner), einen Eindruck von der 
Entwicklung der ehemaligen Tauberfranken-Ka-
serne zum „i_PARK Tauberfranken“ und der damit 
verbundenen Altlastenbeseitigung. Die militärischen 
Anlagen der ehemaligen Tauberfranken-Kaserne 
seien in den 1960er Jahren errichtet worden und 
hätten vorwiegend dem Zwecke der Luftverteidi-
gung gedient. Bereits 2002 habe die Bundeswehr 
die Tätigkeiten reduziert und schließlich 2005 die 
endgültige Aufgabe der Nutzung des knapp 20 ha großen Areals erklärt. Das Konversionsareal grenze 
zwar unmittelbar an bestehende Bebauungen an, sei aber als Fremdkörper im Stadtgefüge wahr-
nehmbar. Das Areal selbst habe eine unökonomische lockere Bebauung, einen hohen Versiegelungs-
grad sowie mangelhafte bauliche Zustände in einigen bereits zuvor lange leer stehenden Gebäuden 
aufgewiesen. Hinzu sei an vielen Stellen der Verdacht auf Altlastenvorkommen gekommen, der sich in 
einigen Fällen auch bestätigt habe. Die Altlasten wie z. B. Öle oder Schmierstoffe seien insbesondere 
auf starken Fahrzeuggebrauch zurückzuführen gewesen, aber auch Asbestvorkommen im Gebäude-
bestand fielen darunter. Es sei sehr frühzeitig klar gewesen, dass aufgrund der skizzierten Ausgangs-
situation nur eine gewerbliche Nachnutzung des Areals in Frage kommen würde, die jedoch den Er-
halt einiger noch nutzbarer Bauten zugelassen habe. Auch für Lauda-Königshofen habe eine große 
Herausforderung darin bestanden, den geschätzten Finanzierungsbedarf von etwa 3,5 Mio. Euro zu 
bewältigen, so dass die 2006 erfolgte Aufnahme in das Programm Stadtumbau West und die Über-
nahme eines Teils der förderfähigen Kosten eine Entlastung dargestellt habe. Ebenfalls 2006 sei die 
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Betriebs- und Entwicklungsgesellschaft i_PARK Tauberfranken GmbH gegründet worden, die nun für 
Ankauf und Vermarktung der Flächen zuständig sei. Erst nachdem private Investoren über die 
i_PARK GmbH ihre Beteiligung an den Entwicklungskosten zugesichert hätten, sei Bewegung in die 
Verkaufsverhandlungen mit der BImA gekommen, welche sich zuvor lange hingezogen hätten. 
Schlussendlich habe die BImA ihre Erlösvorstellungen stark nach unten korrigiert, was schließlich eine 
Einigung und den Flächenverkauf ermöglichte. Seither würden sukzessive Gebäude umgebaut oder 
das Areal mit Neubauten nachverdichtet. Herr Blessing berichtete, dass bereits die Hälfte der 24 Be-
standsgebäude umgebaut worden sind und von über 20 Firmen genutzt werden, die insgesamt 200 
Menschen im neuen i_PARK Tauberfranken beschäftigen. Das Angebot sei vielfältig und reiche von 
der Einzelflächenvermietung ab 27m² über abgeschlossene Büroeinheiten zwischen 250 und 500m² 
bis hin zur Möglichkeit, ganze Gebäude bis zu 1.800m² anzumieten. Im nächsten Schritt stünde ins-
besondere die Überplanung der teils überdimensionierten Freiflächen an. 
 
Eine ebenfalls gewerbliche Nachnutzung wird derzeit auf den Flä-
chen des ehemaligen Fliegerhorstes Leipheim entwickelt, wovon
Christian Zimmermann, Geschäftsführer des Zweckverbandes
Interkommunales Gewerbegebiet Landkreis Günzburg, berichtete.
Der ehemalige Fliegerhorst befindet sich auf den Gemarkungen der 
Städte Leipheim (gut 6.500 Einwohner), Günzburg (19.500 Einwoh-
ner) und der Gemeinde Bubesheim (1.500 Einwohner) und ist zwi-
schen 1935 und 1937 gebaut und als Einsatzflugplatz sowie als
Flugzeugfabrik genutzt worden. Nach Ende des Zweiten Weltkrie-
ges hätten US- und Bundeswehrtruppen den Fliegerhorst teilweise
gemeinsam genutzt, ehe 1994 der Flugbetrieb eingestellt wurde,
2004 die Auflösung des Standorts bekannt gegeben wurde und
2008 die Schließung erfolgte. Bei der Nachnutzungsplanung gelte
es insbesondere zwei Hürden zu bewältigen: 

 Die Lage des Areals auf dem Gebiet dreier Gemeinden und 

 die erheblichen Altlastenvorkommen in Form von Kampfmit-

 
 
 

 

 
 
 
 

teln, die v. a. aus den Bombardierungen des Fliegerhorstes während des Zweiten Weltkrieges 
resultierten und die damit verbundenen Kosten. 

Die drei betroffenen Gemeinden hätten sich daher zunächst zu einer Kommunalen Arbeitsgemein-
schaft zusammengeschlossen, die in einem Städtebaulichen Entwicklungskonzept das grundlegende 
Entwicklungsziel für die Konversionsfläche habe erarbeiten lassen: Die Entwicklung eines interkom-
munalen Gewerbe- und Industriegebietes durch den Zweckverband Interkommunales Gewerbegebiet 
Landkreis Günzburg, der somit die Nachfolge der Arbeitsgemeinschaft angetreten habe. 2010 habe 
der Zweckverband schließlich die Flächen von der BImA gekauft. 2011 sei das Entwicklungskonzept 
in einem städtebaulichen Rahmenplan verfeinert worden. Dieser sehe nun auf etwa der Hälfte  der 
227 ha großen Fläche die Entwicklung von Gewerbe- und Industriebauflächen vor. Ab 2005 seien im 
Auftrag der BImA in mehreren Phasen Altlastenerkundungen durchgeführt worden, die u. a. auf histo-
rischen Luftaufnahmen der Alliierten basierten. Bei Eingriffen in das Erdreich (und damit bei den meis-
ten Baumaßnahmen) sei eine baubegleitende Kampfmittelberäumung zwingend erforderlich, zu-
sätzlich seien die zahlreichen Bombentrichter im Laufe der Jahre mit Schrott verfüllt worden, was e-
benfalls mit enormem finanziellen Aufwand zu beseitigen sei. Aufgrund entsprechender Informationen 
und Aufklärung der Investoren vor Kaufvertragsabschluss sei diese Situation bei entsprechender Pla-
nung in der Bauphase aber bisher tragbar. 
 
An dem anschließenden moderierten Gespräch mit den Referenten nahm zusätzlich Hans-Peter Fehr 
als Vertreter der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben teil. Die Diskussion konzentrierte sich u. a. auf 
folgende Themen: 
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 Je nach Vornutzung der Konversionsflä-
chen fallen ganz unterschiedliche Arten von 
Altlasten an, die sich wiederum unter-
schiedlich auf die Nachnutzungsplanungen 
auswirken. So mussten beispielsweise in
Lauda-Königshofen einige Altlasten (bis-
lang) noch gar nicht beseitigt werden, so
lange die kontaminierten Anlagen (wie z. B. 
eine Ölwechselrampe) nicht baulich verän-
dert werden. Beim ehemaligen Fliegerhorst 
Leipheim hingegen sind alle Kampfmittel zu 

 

 

beseitigen, hinzu kommen enorme Kosten beim Umgang mit den hunderten mit Schrott ver-
füllten Bombentrichter (je Bombentrichter 45.000 Euro). 

 Dennoch haben sich in beiden Fällen die Altlastenvorkommen (bislang) kaum auf die Nach-
nutzungsplanungen ausgewirkt: In Leipheim haben die Investoren die entstehende Mehrbe-
lastung bisher mitgetragen, in Lauda-Königshofen wurden zunächst eher die nicht-
kontaminierten Flächen und Gebäude entwickelt. Eine andere Nachnutzung, wie beispiels-
weise Wohnen, hätte hier jedoch mutmaßlich zu erheblichen Konflikten mit der Altlastensitua-
tion geführt. 

 Zwar hoben beide Referenten hervor, dass die BImA vor den Flächenverkäufen als Eigentü-
merin bei den Untersuchungen zu Altlastenvorkommen ihrer Aufgabe nachgekommen sei, 
hinsichtlich Transparenz und Entgegenkommen bei Kosten- und Wertermittlungen bestehe je-
doch Verbesserungsbedarf. 

 Die eingeschränkte Förderfähigkeit der Altlastenbeseitigung wurde in einigen Wortbeiträgen 
als besondere Schwierigkeit benannt. Eine entsprechende Unterstützung im Rahmen der 
Städtebauförderung wurde jedoch wegen der enormen Kosten als nicht Ziel führend angese-
hen. 

  
Nach einer Kaffeepause befasste sich der dritte und letzte Veranstaltungsblock mit dem Thema Or-
ganisation, Konzepte und Instrumente bei der Konversion militärischer Liegenschaften. Dazu 
wurden Konversionsmaßnahmen aus der Stadt Stolberg (Nordrhein-Westfalen) und der Gastgeber-
stadt Würzburg präsentiert und anschließend diskutiert.  
 
Zuerst berichtete Andreas Pickhardt, Stadtober-
baurat aus der nahe Aachen in der Voreifel gele-
genen Stadt Stolberg (ca. 57.000 Einwohner) über 
den Prozess der Umnutzung des ehemaligen
Nachschub- und Instandsetzungslagers „Camp Ast-
rid“ zum gleichnamigen Gewerbegebiet. Das seit 
1951 von belgischen Streitkräften genutzte Lager 
habe bis zu 1.400 Menschen militärische oder zivile 
Beschäftigung geboten, ehe es 1995 aufgegeben 
worden sei. Trotz des Verlustes an Arbeitsplätzen 
und Einwohnern habe sich für die Stadt Stolberg 

 

mit der Schließung des „Camp Astrid“ eine einmalige Chance ergeben: Bedingt durch die sehr be-
wegte Topografie Stolbergs und große Waldvorkommen sei die Gewerbeflächenreserve völlig ausge-
schöpft gewesen. Die Umnutzung des „Camp Astrid“ zum Gewerbegebiet sei daher bereits vier Jahre 
vor dem Abzug der belgischen Truppen im Zuge einer Änderung des Regionalplans von der Stadt 
Stolberg beantragt worden. Eine besondere Herausforderung habe sich in organisatorischer Hinsicht 
dadurch ergeben, dass das Konversionsgebiet in Teilen auf dem Gebiet der Nachbarstadt Eschweiler 
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gelegen habe, die wiederum keinen Mangel an Gewerbeflächen und daher auch kaum Interesse an 
einer gewerblichen Nachnutzung des „Camp Astrid“ gehabt habe. Auch die zuständige Bezirksregie-
rung habe zunächst sehr zurückhaltend auf den Wunsch der Stadt Stolberg nach einer gewerblichen 
Nachnutzung reagiert, so dass sich das Regionalplanänderungsverfahren über vier Jahre hingezogen 
habe. 1999 sei die Projektgesellschaft Camp Astrid gegründet worden. Ebenfalls 1999 habe man 
dann eine Machbarkeitsstudie erstellen lassen, um den Bedarf sowie technische und finanzielle As-
pekte untersuchen zu lassen. Durch den Abschluss eines Gebietsänderungsvertrages habe die Stadt 
Stolberg im Jahr 2000 15 ha Konversionsfläche von der Stadt Eschweiler erwerben und ihrem Ge-
meindegebiet zuschlagen können. Damit sei der Weg frei gewesen, ein Bauleitplanverfahren einzu-
leiten, mit der Erschließungsplanung zu beginnen und vorbereitende Untersuchungen für eine städte-
bauliche Entwicklungsmaßnahme nach §§ 165 ff. BauGB einzuleiten. Ende 2003 habe die Stadt die 
Flächen dann von der Oberfinanzdirektion Köln erworben und 2004 mit ersten Gebäudeabbrüchen 
begonnen. Eine zusätzliche bauliche und v. a. organisatorische Hürde habe darin bestanden, dass 
das „Camp Astrid“ von einer mehrgleisigen Hauptstrecke der Deutschen Bahn durchschnitten wird. 
Um das Gebiet vollständig erschließen zu können, habe daher bei laufendem Bahnbetrieb eine Brü-
cke über die Gleise errichtet werden müssen. Heute verfüge das Camp Astrid über 23 ha vermarkt-
bare Gewerbeflächen, die landschaftlich reizvolle Lage und kleine Grundstückseinheiten sollen insbe-
sondere Handwerksbetriebe ansprechen. Nach Aussage von Herrn Pickhardt läuft die Flächenver-
marktung, mit der 2007 begonnen wurde, noch mäßig, so dass ein Teilbereich des „Camp Astrid“ zur 
Zeit als Solarpark zur Energiegewinnung zwischengenutzt wird. 
 
Der letzte Vortrag war Prof. Christian Baumgart, 
Stadtbaurat der Stadt Würzburg, vorbehalten, der 
verschiedene Konversionsprozesse in Würzburg
ansprach und dabei den Schwerpunkt auf die Ent-
wicklung der „Leighton Barracks“ legte. Diese ehe-
malige US-Kaserne, auf deren Areal die Veranstal-
tung stattfand, sei erst Anfang 2009 von den Ameri-
kanern freigegeben worden und bereits heute wür-
den einige Teilbereiche von der Universität Würz-
burg zur Erweiterung des Campus genutzt. Dieses 
enorme Entwicklungstempo liege nicht zuletzt in der 

 

ausführlichen und gründlichen Vorbereitung der Konversion durch die Stadt Würzburg in Zusammen-
arbeit mit der zuständigen Mittelbehörde, dem Land und der BImA begründet: Nachdem 2004 erste 
Informationen zur Standortschließung bekannt geworden seien, sei man noch im gleichen Jahr in das 
Programm Stadtumbau West aufgenommen worden. Die Zeit bis zur Aufgabe der ersten Standorte 
2007 habe man für den Aufbau politischer und verwaltungsmäßiger Strukturen und die Einrichtung ei-
nes ressortübergreifenden Konversionsausschusses intensiv genutzt. Dabei habe die Stadt Würzburg 
durchaus von eigenen Erfahrungen und Erfahrungen anderer Konversionsstädte profitiert. Als erste 
Kaserne im Würzburger Stadtgebiet sei 2007 die ehemalige Faulenbergkaserne aufgegeben worden, 
kurz darauf habe die Stadt die Einleitung vorbereitender Untersuchungen beschlossen. In kurzen Ab-
ständen seien dann drei US-Liegenschaften geschlossen worden, als letzte Anfang 2009 die Leighton 
Barracks. Die Nachnutzung dieses Standortes gehöre zu den größten Stadterweiterungsvorhaben in 
Würzburg, eine intensive Bürgerbeteiligung sei daher bereits vor der Aufgabe des Standortes gestar-
tet worden. So habe es Bürger-Planwerkstätten (2008), Bürgerdialoge (2009) oder eine Bürger-Werk-
statt (2010) gegeben, deren Ergebnisse jeweils in kleinen Veröffentlichungen festgehalten worden 
seien. Ergebnisse der Bürgerbeteiligung und eines Architektenwettbewerbs seien schließlich in einem 
2010 fertig gestellten Rahmenplan kumuliert, der die Vision eines neuen Stadtteils „Hubland“ als ge-
mischt genutztes Quartier mit Universitäts- und Forschungseinrichtungen, Wohnangeboten, einem 
Stadtteilzentrum und einem grünen Freiraum-Band darstelle. Auch Klimaaspekte spielten eine wich-
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tige Rolle, sowohl Klimaschutz (CO2-Neutralität) als auch Klimaanpassungsaspekte (Frischluft-
schneise durch Grünzug), die für eine Stadt wie Würzburg in Talkessellage von großer Bedeutung 
seien. Auf dem Weg zu dieser Vision würde als Meilenstein des Konversionsprozesses auf Teilen des 
Areals 2018 die bayerische Landesgartenschau durchgeführt. Auch für dieses Ereignis gebe es um-
fängliche Beteiligungsansätze. 
 
An dem anschließenden moderierten Gespräch mit 
den Referenten nahm neben Hans-Peter Fehr zu-
sätzlich Larissa Komnick als Vertreterin der Bun-
desanstalt für Immobilienaufgaben teil. In der Dis-
kussion wurden u. a. folgende Aspekte vertieft: 

 Es kann nicht generell gesagt werden, 
wann welcher Akteur wie in einen Konver-
sionsprozess einzubinden ist. Dies ist im-
mer abhängig von der Situation vor Ort wie 
den Nachnutzungsoptionen oder den Ak-
teurskonstellationen. 

 Während es beispielsweise in Stolberg kaum ein öffentliches Beteiligungsinteresse am relativ 
peripher gelegenen „Camp Astrid“ gab, ist das öffentliche Interesse an der Konversion der 
universitätsnahen Fläche in Würzburg enorm. 

 Dafür erfordert die spezielle Zielgruppe der Handwerker als Nutzer des neuen Gewerbegebie-
tes besondere Marketing- und Einbindungsstrategien. 

 Die Kontaktaufnahme mit der BImA (oder im Falle von Stolberg noch mit der zuständigen 
Oberfinanzdirektion) sollte unbedingt so früh wie möglich erfolgen, um die jeweiligen Ziele und 
Interessen „auf Augenhöhe“ ausloten zu können. Das Beispiel Würzburg zeigt, dass eine gute 
Balance zwischen der Durchsetzung eigener Interessen und der Anerkennung der jeweils an-
deren Interessenlage zu einer konstruktiven Zusammenarbeit und einer enormen Prozessbe-
schleunigung führen kann.  

 Je größer bzw. zahlreicher die Konversionsstandorte in einer Kommune sind, so hierarchisch 
höher werden die Prozesse in der Regel in Politik und Verwaltung gesteuert. Eine integrierte 
Stadtentwicklung bei der Konversion militärischer Liegenschaften erfordert die Einbindung vie-
ler Fachressorts und Fachpolitiken. Die Einrichtung eines Konversionsausschusses, der sich 
quer zu allen Fachausschüssen am Raum und an der Aufgabe orientiert wie in Würzburg, be-
legt, dass sich integriertes Handeln auch in den politischen Strukturen niederschlagen sollte. 
Gleiches gilt für die Verwaltung, für die sich die Einrichtung einer Lenkungsgruppe Konversion 
direkt bei der Stadtspitze empfiehlt. 

 
Auswertung 
Aus Sicht der Bundestransferstelle Stadtumbau West lassen sich folgende zentralen Erkenntnisse aus 
der Veranstaltung zusammenfassen: 

 Es ist kaum möglich, eine Blaupause für Konversionsvorhaben auf ehemals militärisch genutz-
ten Arealen zu identifizieren, dazu sind die Vorhaben in vielerlei Hinsicht zu unterschiedlich: 
- Prozesse und Konzeptionen unterscheiden sich beispielsweise erheblich nach Flächen-

größe oder der Anzahl der Konversionsstandorte in einer Kommune.  
- Je nach vorgesehener Nachnutzung (meistens Wohn-, Gewerbe- oder Mischgebiet) sind 

ganz unterschiedliche Organisations-, Beteiligungs- oder Marketingansätze erforderlich. 
- Der Umgang mit Altlasten kann ebenfalls je nach Nachnutzung variieren, unterscheidet 

sich aber vor allem nach Art der Altlast: Militärische Altlasten wie Kampfmittel oder ggf. 
Blindgänger sind in der Regel wesentlich aufwändiger zu entsorgen als allgemeine Alt-
lasten wie gefährliche Baustoffe oder Rückstände aus Fahrzeugbetrieben. 
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 Trotz dieser Individualität der Einzelvorhaben gibt es Aspekte und Fragestellungen, die sich 
durch die meisten Konversionsvorhaben ziehen, so dass ein Wissens- und Erfahrungstransfer 
möglich scheint. Dies trifft insbesondere auf folgende Themen zu: 
- Gebietstypen: Die immobilienökonomischen Voraussetzungen lassen sich grob nach dem 

ABC-Modell1 ermitteln und ermöglichen eine allgemeine Abschätzung der Verwertungs-
perspektive. Darüber hinaus lassen sich Entwicklungschancen und -hemmnisse sowie 
Nachnutzungsperspektiven anhand der räumlichen Einteilung in integrierte und nicht in-
tegrierte Lagen vergleichen. Auch die militärische Vornutzung kann ein geeigneter Indika-
tor für die Übertragbarkeit von Entwicklungsansätzen sein. 

- Verfahrenscharaktere: Auch Konversionsverfahren lassen sich nach gewissen Kriterien 
gut unterscheiden bzw. vergleichen, beispielsweise anhand der Frage, ob die Kommune 
das besondere Städtebaurecht anwendet oder nicht, ob die Konversion über die Städte-
bauförderung unterstützt wird oder nicht; auch die Landeszugehörigkeit kann ein Ver-
gleichsindikator sein, da die Länder zum Teil eigene Förderprogramme aufgelegt haben 
bzw. mehr oder weniger restriktive Verfahrensvorschläge für ihre Kommunen vorsehen. 
Auch Vertragswerke eignen sich für den Informationstransfer, gerade auch bei interkom-
munalen Vorhaben, ebenso wie die Prozessorganisation, die z. B. durch die Kommune 
selber oder durch eine (in der Regel) Kommunale Gesellschaft gesteuert werden kann. 

 Die Kommunen und die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben stehen gemäß ihrer Aufgaben 
und Interessen in einem natürlichen Spannungsverhältnis: Während die BImA gegenüber dem 
Bundesministerium für Finanzen verpflichtet ist, möglichst hohe Verkaufserlöse für Konversi-
onsflächen zu erzielen, liegt es im Interesse der Kommunen, möglichst geringe Kaufpreise aus-
zuhandeln. Diese Interessensgegensätze werden sich zwar kaum auflösen lassen, etliche Bei-
spiele zeigen jedoch, dass klare, ehrliche, transparente und von gegenseitigem Verständnis ge-
prägte Diskussionen und Verhandlungen zu konstruktiven Ergebnissen führen können.  

 Die Transferwerkstatt hat in einigen Punkten Anregungen für einen weiteren, vertiefenden Er-
fahrungsaustausch hervorgebracht. Dies könnten insbesondere folgende Fragen sein: 
- Wie wird die Wertermittlung im Vorfeld von Konversionsmaßnahmen organisiert? Welche 

alternativen Ansätze könnten möglicherweise die oben skizzierten natürlichen Gegen-
sätze entschärfen? 

- Welche Vertragsoptionen stehen der BImA und den Kommunen bei der Flächenübergabe 
zur Verfügung? Welche Modifizierungsbedarfe könnte es geben? 

- Was kann man ggf. aus gescheiterten Konversionsvorhaben im Sinne konstruktiver Feh-
leranalyse lernen? 

- Wie geht man mit „C-Flächen“ um? Sind Renaturierungen eine Option? 
- Gibt es eine Lösung für die kostenintensiven Altlastenproblematiken vor dem Hintergrund 

knapper kommunaler Kassen? 
 
Das von den Bundesvertretern im Rahmen der Veranstaltung angekündigte ExWoSt-Vorhaben „Be-
wältigung struktureller Leerstandsprobleme aufgrund militärischer Konversion“ könnte ein geeigneter 
Ansatz sein, diese und weitere Fragestellungen zu vertiefen. 
 
 
Bremen, 27. August 2012 
Felix Matthes, Martin Karsten 

 
1 Vergleiche u. a.: Ferber et al. in: BBSR (Hrsg.): Stadtbrachenpotenziale: Von Leuchttürmen und Patchwork. Erschienen in der 

Reihe Informationen zu Raumentwicklung. Heft 1/2010 


